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Verkündet ' Beklagten und Revisionsklägerfn

am 2&August 1961 ' '
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‘
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Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 30 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 28„ August 19619 an der

mitgewirkt haben '
_

}

‚Senatspräsident Prof; Dr° B o g s
'

>
als Vorsitzender?

die Bundesrichter Dro S c h r a f t

und Dr° L a n g k\e i t

sowie die Bundessozialrichter S c h l e g
eäl

und
‚

F e t z e r
als ehrenamtliche Beisitzer‚

\

\
Die Revision der Beklagten wird mit der Maßgabe zu—l

rückgewiesen, daß die Beklagte nur verurteilt wird,

der Klägerin 96950 DM für Krankenhauspflegé zu er—
statten°

\ !

für Recht erkannt:

Die Beteiligten haben einander Kosten nicht zu er—
statteno \ i
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Die
bei der beklagten

Allgemeinen
Ortskrankenkasse

W—;Ji;;:z
■.::::pflichtversicherte Frau SCh?=ä==é=Wüfdé vom 190 Januar

1954 an von ihrem Arbeitgeber wegen Schwangerschaft unter.
Wegfall des Arbeitsentgelts beurlaubt° Nach ihrer Nieder—

kunft am 200 Januar 1954 erhielt sie von der beklagten Kasse
Wochen— und Stillgeld für die Zeit vom 230 Dezember 1955

bis 17° März 1954„ Wegen einer Oberkiefercystc wurde sie vom
510 März bis zum 100 April 1954 stationär behandelt° Nach ‘

ihrer Entlassung aus dem Krankenhaus war sie noch bis zum

19° April 1954 schonungsbedürftig° Die beklagte Krankenkas—

se lehnte die Übernahme der Kosten für diesen Versicherungs—

fall ab, weil Frau Sch:: .—-=*nur noch bis zum 5 März 1954„

nämlich wegen des Bezugs von Wochengeld nach der Reichsver—
sicherungsordnung (RVG) (sechs Wochen nach der Niederkunft,

@ 195 a Abs° 1 Nr„ 3 BVG) ihr Mitglied gewesen (5 311 Satz 2

EVO) und der neue Versieherungsfall nicht innerhalb von drei

Wochennach ihrem Ausscheiden eingetreten sei (5 214 RVO)„
Daraufhin übernahm die Allgemeine Ortskra nkenkas se St;;#=
;;:.:=(Klägerin), bei der der Ehemann der Frau Schrsa====ver—
sichert war, die Krankenhauskosten unter Vorbehalt (als Lei—

stung der Familienhilfe nach_ 5 205 EVO) und erhob gegen die

Allgemeine Ortskrankenkasse W“';L—-“—— Klage mit dem Antrag;

sie zum Ersatz der für Frau Sch=:r=;:=v erauslagten Aufwen—'

‘ dungen an Krankenhauspflege in Höhe von 96,50 DM zu verur—
teilen° Frau Sch=n=:=;rsei während des Bezugs von Wochengeld
nach dem Mutterschutzgesetz (Mu8chG) — bis 17" März 1954 —

4 .
Mitglied der beklagten Allgemeinen Ortskrankenkasse geblic— “'

ben; der neue Versicherungsfall sei somit binnen drei Wo—‚

chen nach dem Ausscheiden eingetreten° "
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Mit Urteil vom 12° Oktober 1956 verurteilte das Sozialge—

richt (SG) Stuttgart die Beklagte? der Klägerin die Auf—

wendungen an Krankenhauspflege für Frau Sch==:st;=vom 51„

März bis lo° April 1954 und Krankengeld vom 100 bis 19°

April 1954 zu ersetzeno Die Berufung wurde zugela35en„

Frau ECh=tz:===88i_■80h 5 511 Satz 2 BVD Mitglied der be—'

klagten Kasse geblieben9 solange sie Anspruch auf Wochen—

geld nach dem MuSchG gehabt habeo Die Beurlaubung wegen

Schwangerschaft nach 5 15 Abs° 7 MuSehG ersetze die man—

gelnde Pflichtversicherung der werdenden Mutter vom Zeit—

punkt ihrer Beurlaubung an bis zum Ende der Sehutzfristen

der @@5 und 6 MuSchG° Da Frau Sch==:=z==somit bis zum,
17° März 1954 Mitglied der beklagten Kasse geblieben und

der neue Versicherungsfall am 510 März 1954, also binnen

drei Wochen nach dem Ausscheiden‚ eingetreten sei9 sei

die Beklagte leistungspflichtig nach 5 214 Abs; 1 Rvo„
Diese habe daher der Klägerin ihre Aufwendungen für Frau

Schreiber zu erstatten° ”

Gegen das am 190 Oktober 1956 zugestellte Urteil legte

die Beklagte am 159 November 1956 Sprungrevision mit Ein—
willigung der Klägerin ein und beantragte9

das angefochtene Urteil des Sozialgerichts Stutt—

gart vom 12° Oktober 1956 aufzuheben und die Lei—

stungspflicht der Allgemeinen Ortskrankenkasse

Sta%%;s=# für die Gewährung von Krankenhauspflege

vom 31° März bis 100 April 1954 für Frau Elsev

Sch==w=z==festzustelleno \

Die beklagte Krankenkasse rügte eine Verletzung des
5 311 Satz 2 RVO, wonach der Anspruch auf Wochengeld die

Mitgliedschaft erhalte° Diese Vorschrift beziehe sich

nur auf das Wochengeld nach der EVO, nicht aber auch auf

_4_
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das Wochengeld nach dem MuSchG°

Die Klägerin beantragte?

die Revision zurückzuweisen„>

II°

Die zulässige? frist— und formgerecht eingelegte Sprungre—

{vision ist nur teilweise begründet°

Für den vorliegenden Rechtsstreit‚ der einen Erstattungsan—

spruch der Klägerin betrifft? ist der Sozialrechtsweg gegeé

ben‚ denn der geltend gemachte Klageanspruch entspringt ei—

nem dem öffentlichen Recht angehörendenRechtsverhältnis°

Zwar ist der Erstattungsanspruch einer Krankenkasse9 die

eine einer anderen Krankenkasse obliegende Leistung erbracht

hat? gesetzlich nicht geregelt, wenn auch die BVG im einzel—

nen bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die Versiche—

rungsträger eines Versicherungszweiges denen eines anderen

zum Ersatz von Aufwendungen verpflichtet sind (vglo @@1509,

150989 1510 Abso 29 1518 Abs„ 2, 1519 Abs° 2 und 3, 15249
15254RV0)° Soweit es sich aber um den Streit mehrerer Ver—
sicherungsträger des gleichen Versicherungszweiges handelt,

enthält die RVG nur für den Bereich der Unfallversicherung

eine Regelung (vg1° 55 l755, 1738 RVO)O Der Ausnahmecharak—
ter dieser klar auf die Unfallversicherung abgestelltcn Vor—

schriften läßt eine entsprechende Anwendung auf den Streit

mehrerer Krankenkassen nicht zu; Wie der Senat bereits aus—l

gesprochen hat, richtet sich der Ersatzanspruch einer Krane

kéhkassea die die einer anderen Kasse obliegende gesetzli—

che Leistung erbracht hat, mangels einer besonderen gesetz—

lichen Regelung der EVO, nach den Grundsätzen der öffent—

[ ‚ ..

_„ (.. '-f:" ;‚.
_

5.
_

„ ‚ . -
_

cJLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‚_
5 &

lieh4rechtlichen Geschäftsführung ohne Auftrag (vgl° BSG

6, 197, 199 ff), sofern man_nicht sogar eine vorläufige
Leistungspflicht der grundsätzlich nur subsidiär zur.Lei—.

stung der Familienhilfe verpflichteten Kasse für den Fall

annimmt, daß die in erster Linie verpflichtete Kasse ih—

_rer Leistungspflicht irrtümlich nicht genügt(vgl° BSG
l2,'31‚ 33 f)° Die klagendc AOK hat daher jedenfalls in

entsprechender Anwendung der 55 679, 683 des Bürgerlichen
Gesetzbuches einen Anspruch gegen die beklagte Kranken—

kasse auf Ersatz ihrer Aufwendungen‚ wenn diese Frau

Sch=;ü==:=gegenüber verpflichtet war? die Kosten der Kran-

kenhilfe (einschließlich Krankenhauspflege) aus dem Ver—

sicherungsfall vom Bl„ März 1954 zu tragen° Wie das SG£

zutreffend entschieden hat9 besteht ein solcher ErSatzén;

spruch der Klägerin hinsichtlich der der Frau Sch=cas==fw

von der Klägerin in der Zeit vom 310 März bis 100 April

1954 gewährten Krankenhauspflegey denn die Beklagte
war

nach.@ 214 Abs° l RVOverpflichtet? der Frau Sc =:£%==r
Krankenhauspflége

zu gewähren° Nach dieser Vorschrift

verbleibt dem Versicherten, der wegen Erwerbslosigkeit‘

aus der Versicherung ausscheidet9 der Anspruch auf die

Regelleistungen der Kasse‚ wenn_der Versicherungéfall

während der Erwerbslosigkeit und binnen drei Wochen nach

dem Ausscheiden eintritt° ‘

Frau Sch===rzsa die bis 3„ März 1954 die Wochenhilfelei—
stungen nach der EVO von der Beklagten erhalten hat? ist

auch noch während des Bezugs von
Wbcheh— und Stillgeld

nachdemMuSchG,alsobis zum170März719549Mitglied
der Beklagten geblieben; der Versicherungsfall vom 31„

März 1954 ist mithin binnen drei Wochen nach dem Ausschei—
den eingetreten° 5 311 Satz 2BVO9 wonach Wöchnerinnen

Mitglieder der Kasse bleiben, solange sie Anspruch auf

_
5“;
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‚_ 6 _
/

‘

Wochengeld haben und nicht gegen Entgelt arbeiten, betrifft ”

zwar als Vbrschrift der RVO nicht das Wochengeld nach dem

— erst im Jahre 1952—er1assenen — MuSchG° Die Erhaltung

der Mitgliedschaft während des Bezugs von Wochengcld nach

dem MuSchG läßt sich auch nicht? wie das SG meint, aus

5 383 Abs„ 2 RVGableiten? wonach während des Bezugs von '
Wochengeld Beitragsfreiheit besteht; zwar setzt die Bei—

tragsfreiheit LS° dieser Vorschrift begrifflich die Mit—
gliedschaft'vorausy'indessen ist auch 5 383 Abs° 2 EVO be—

reits vor dem MuSchG entstanden und kann daher nicht ohne

„weiteres die Ansicht stützen9 daß Beitragsfreiheit — und
-t folglich Mitgliedschaft

— auch während des Bezugs von Wo—

ichengeld nach demMuSchGbestehen° Wenndaher auch eine
ausdrückliche gesetzliche Regelung über das Fortbestehen

der Mitgliedschaft während des Bezugs von Wochengeld nach

dem MuScthehlt7 erfordern doch Sinn und Zweck des Geset—

zes z uvm 8 c h u t z e der erwerbstätigen Mutter

eine entsprechende Anwendung des 5 311 Satz 2 RVO auf Zei—

ten des Bezugs von Wochengeld nach dem MuSchG° Während das

RVO—Woehehgeld nur für 6 Wochen nach der Niederkunft ge—

währt Wird (@ 195 a Abs° 1 Nr° 3 RVG)9 erhalten nach 5 13

MuSchG stillende Mütter das Wochengeld für 8 Wochen — bei

‘ ‘Frühgeburten für 12 Wochen—nach der Niederkunft, und wäh—
rend dieser Zeit dürfen die Wöchnerinnen nicht beschäftigt

werden (@ 6 Abs° 1 MuSehG)° Wollte man 5 511 Satz 2 BVG

auf Zeiten, in denen Wochengeldnach demMuSchGgewährt
wird, nicht entsprechend anwenden, so

hätten stillende Müt—

ter von der siebten bis zur zwölften Woche nach der Nieder—

kunft keinen mitgliedschaftsrechtlichen Anspruch auf die
Leistungen der Krankenversicherungg obgleich diese gerade

für in.dieser Zeit eintretende Erkrankungen der Mutter oder

des Kindes von wesentlicher Bedeutung sind° Die zum Sehntzev
der erwerbstätigen Mutter erlassenen arbeitsréchtlichen

_ 7 _
I

. ) ’«

.
?f
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_7_

Vorschriften über das Beschäftigungsverbot würden sich

'dann im Bereich der Sozialversicherung zuungunstcn der

Mutter auswirken, Demgegenüber hat der erkennende Senat

schon in BSG 12, 190, 193 ausgesprochen, daß es dem Schutz—

charakter des Mutterschutzgesetzes entspricht, die Zeiten

des Beschäftigungsverbots (55 3 Abs° 2, 6, 13 Abs, 1
MuSchG) für die Frage des Fortbestandes des Versicherungs—

sehutzes grundsätzlich einer versicherungspfliehtigen

Beschäftigung gleichzustellen; denn es wäre mit dem Sinn

und Zweck des MuSchG nicht'vcreinbar, Wenn man diese

Schutzzeiten, während welcher eine Arbeitsleistung der
Yöehnerin unzulässig ist, nicht den Zeiten einer versi—

cherungspfliehtigen Beschäftigung grundsätzlich gleichzu—

stellen und damit die Wöchnerin wegen des ihren Schutz

bezweckenden Beschäftigungsverbots versicherungsreehtlieh

schlechter stellen würde als Arbeitnehmerinnen, die nicht
_durch Schwangerschaft und Geburt gehindert sind, entgclt—

liche Arbeit zu verrichten° ’ V

Dieser Auffassung kann nicht entgegengehalten werden,

die stillende Mutter könnte sich vom Ablauf der sechsten

Woche nach der Niederkunft an nach 5 313 RVO freiwillig
weiterversichern; denn sie müßte dann in der Regel die

Beiträge zur freiwilligen Versicherung aus dem Wochengeld

aufbringen, das damit insoweit seinem eigentlichen Zweck,

den Lebensunterhalt der Wöchnerin zu sichern, entzogen

würde° Das Wochengeld soll nach dem'Sinn des @ 13 Abs, 1

MuSchG an die Stelle des bisherigen Nettoeinkommens tre—

tent Die Wöchnerin erhält nämlich nach dieser Vorschrift

ein Wochengeld in Höhe des Durchschnittsverdienstes der
letzten dreizehn Wochen, wobei als Verdienst das um die

gesetzlichen Abzüge — also auch
um den Beitrag zur gesetz—

lichen Krankenversieherung — verminderte Arbeitsentgelt
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gilt Wäre die stillende Mutter gezwungen? sich freiwillig
'weiterzuversichern9

um sich den Versicherungsschutz zu er—
halten,.so würde der Wöchnerin mit der Beitragszahlung

—
in'1

voller Höhe? da Weiterversibherte den Beitrag allein zu traaf
' gen haben (5 581 Abs° 3 RVG) — eine Last aufgebürdct, die }

sie? wie sich aus der Berechnung des Wochehgeldes ergibt

\nach _dem Zweck der gesetzlichen Regelung nicht tragen soll

Das Wochengeld nach dem MuSchG würde damit seine dem Sinn

Idee Gesetzes entsprechende Lohnersatzfunktion nur unzureie
_

chend erfüllen (vgl„ Zur Lohnersatzfunktion des Krankengel—

des, an dessen Stelle nach 5 195 a Abs„ 4 RVO das Wochen—

geld tritt‚ BSG5‚ 283)° - Da Frau Schreiber somit auch
während des Bezugs von Wochengeld nach dem MuSchG9 also

' bis zuinl7° März 1954 Mitglied der beklagten Kasse war,
ist der Versicherungsfall vom 310 März 1954 noch binnen

drei Wobhen nach ihrem Ausscheiden eingetreteno

Frau Sch=w=====ist wegen Erwerbslosigkeit aus der Versi—

cherung ausgeschiede'n° Das SG hat zwar in seinem Urteil

keine Eeststellungen darüber getroffen9 ob Frau Schsfs=

' £?3=uü0h noch nach dem 17° März 1954 in einem Arbeitsver—

hältnis stand? oder ob ihr Arbeitsvertrag nach Ablauf der

Schutzfrist (@ 6 Abs° 1 MuSchG) gelöst worden ist„ Diese

Frage kann aber dahingestellt bleiben, denn selbst wenn
der Arbeitsvertrag weiterbestanden haben sollte, würde — _dies Erwerbslosigkeit im Sinne von 5 214 RVO nicht schlecht—;

hin ausschließeno Ebensowenig wie es bei der Beurteilung’

der Versicherungspflicht auf das Bestehen eines gültigen
Arbeitsvertrages ank0mmt, die Versicherungspflicht viel—

mehr alléin durch die Leistung abhängiger Arbeit gegen
Entgelt begründet wird (vglo BSG l, 115, 117; Peters, Hand—

buch der Krankenversicherung, Stand Mai 1961, 5 165 Anno

9 a, Brackmann aaO S 412 h), kommt es nach der standigen

..9_._

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Rechtsprechung des BVA (vgl GE 2071, AN 1915, 635;53H3An1939,

429; )‚ der sich der Senat anschließt, für die Annahme von
Erwerbslosigkeit im Sinne des 5 214 Abs, 1 EVO auf das Be—

stehen oder Nichtbestehen eines Arbeitsvertragcs an° Unter
Erwerbslosigkeit ist vielmehr grundsätzlich der tatsächli—

che M a n g.e l e i n e r B e s c h ä f t i g u n g
g e g e n E n t g_e l t zu verstehen, Der Begriff der

. Erwerbslosigkeit kann somit nicht dem Begriff der Arbeits—

losigkeit im Sinne des AVAVG (5 75) gleichgeset2t werden,
Freu Sch::»::::ist demnach — gleich, ob der Arbeitsvertrag

_fortbestand — Wegen "Erwerbslosigkeit" im Sinne des 5 214

Abs° 1 RVO_aus der Versicherung ausgeschieden, weil sie

nach dem 170 März 1954 jedenfalls nicht mehr gegen E n t —

g e 1 t tätigWar° Sie ist auch unmittelbar vor ihrem
Ausscheiden mindestens 6 Wochen versichert gewesen, denn

durch die Beurlaubung (ohne Entgeltzahlung) am Tage vor
‚ihrer Niederkunft ist das versicherungspflichtige Beschäf—

tigungsverhältnis nicht unterbrochen werden (vgl° BSG 12,
190), Frau Sch=:ä==;=hat somit alle Anspruchsvoraussetzun—

gen nach 5 214 Abs„ 1 RVG erfüllt„ An der medizinischen '
Notwendigkeit der Krankenhauspflege bestehen keine Zwei—

fel, so daß die beklagte Krankenkasse die stationäre Be— '
handlung nicht verweigern durfte (vg1° BSG 2, 142, 148 f;
9, 112, 124)° Die beklagte Krankenkasse war daher ver—

pflichtet, FrauScn==:‚=—.=für die binnender Dreiwochen—'
frist des 5 214 EVO eingetretene Krankheit Krankenhaus—

pflege zu gewähren° Da die Klägerin mit dieser Leistung

eine der beklagten Krankenkasse obliegendé Pflicht er—
füllt hat, steht ihr — wie das Sozialgericht im Ergebnis

zutreffend angenommen hat — in entsprechender Anwendung

von 55 679, 683 BGB ein AnSpruch auf Ersatz ihrer Aufwen—

dungen in Höhe von 96, 50 DM zu° '

_lo_
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...lo...

Dagegen hat das SG die Beklagte zu Unrecht auch éur Erstat—

tung Von Krankengeld verurteilt° In der Klageschrift ist

nur die Erstattung der Kosten für die Krankenhauspflege in
Höhe von 96950 DM begehrt werden, und auch in dem letzten

Schriftsatz der Klägerin (50 Oktober 1954) vor der —ohne
mündliche Verhandlung organgonen‘—■Entbchcidung.des.Soi

'

zielgerichts hat die Klägerin keine Erstattung von
Kranken—

geld (das sie auch nicht gezahlt hatte) gefordert° Somit

_hätte das SG die Beklagte nicht zur Erstattung von Kranken—

; geld verurteilen dürfen° ’ .

’ Die Revision der Beklagten War daher mit der Maßgabe zurücké_

' zuweisen, daß die Beklagte nur verurteilt wird9 der Klä—
f’gerin 96‚50 DM für Krankenhauspflege zu erstatten„

Die Kostenentscheidung beruht auf @193 SGG°
) .
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